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B e k a n n t m a c h u n g 
 

über den Satzungsbeschluss zum 
Bebauungsplan Nr. 25 L, 6. Änderung, "Pfarrhaus Lüttingen"  

für den Bereich zwischen der Pantaleonstraße und der Straße Am Schürkamp in Xanten-
Lüttingen  

 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung am 16.12.2009 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) den 
Bebauungsplan Nr. 25 L, 6. Änderung, "Pfarrhaus Lüttingen" als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 25 L, 6. Änderung, "Pfarrhaus Lüttingen" ist aus 
dem Übersichtsplan ersichtlich. Er umfasst die eingeschlossenen Flurstücke Gemarkung Wardt, 
Flur 15, Flurstücke 468, 469 und 572. 
 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 3 des ErbStRG vom 24.12.2008 (BGBl. I S. 
3018ff), i. V. m. § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV. NW. 2023), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Förderung der politischen Partizipation in den Gemeinden vom 
30. Juni 2009 (GV. NRW.  S. 380  Nr. 18/2009, verkündet am 17.07.2009), ortsüblich bekannt 
gemacht, dass der Bebauungsplan Nr. 25 L, 6. Änderung, "Pfarrhaus Lüttingen" beschlossen 
worden ist. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 25 L, 6. Änderung, "Pfarrhaus Lüttingen" mit Begründung kann im 
Fachbereich Planen und Bauen, Sachgebiet Stadtplanung, Rathaus, 3. OG Neubau, während 
der Öffnungszeiten (montags von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr, dienstags bis donnerstags von 08:00 
Uhr bis 16:00 Uhr, freitags von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr) eingesehen werden.  
 
Über den Inhalt des Bebauungsplans Nr. 25 L, 6. Änderung, "Pfarrhaus Lüttingen" und der 
Begründung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Gleichzeitig wird 
1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB, 
2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB, 
3. gemäß § 214 Abs. 4 BauGB und 
4. gemäß § 7 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) 
auf folgendes hingewiesen: 

 
1) Eine Entschädigung wegen des Bebauungsplans Nr. 25 L, 6. Änderung, "Pfarrhaus 

Lüttingen" kann der Entschädigungsberechtigte gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann 
dadurch herbeigeführt werden, dass die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt wird. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt gemäß § 44 Abs. 4 BauGB, wenn nicht innerhalb 
von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den § 44 Abs. 3 Satz 1 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-
spruchs herbeigeführt wird.  
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2) Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden 
 1. eine nach § 214 Abs. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften , 
 2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und 

 3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 

Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind, unbeachtlich. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, darzulegen. 

  
3) Der Bebauungsplan kann durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern 

auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
  
4) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NW kann gemäß § 7 

Abs. 6 GO NW gegen diesen Bebauungsplan nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 b) die Satzung des Bebauungsplanes ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  
  oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

   
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 25 L, 6. Änderung, "Pfarrhaus 
Lüttingen" in Kraft. 

 
 
 
Xanten, 04.01.2010 
 
 
 
Strunk 
Bürgermeister 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

über den Satzungsbeschluss zum 
Bebauungsplan Nr. 167, 1. Änderung, "Lüttinger Feld Südost"  

für den Bereich zwischen dem Mölleweg, dem Dornbuschweg, Teilen des Passwegs, der 
rückwärtigen Bebauung des Passwegs, dem Fuhrweg sowie zwischen einer 

landwirtschaftlicher Fläche  
 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung am 16.12.2009 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) den 
Bebauungsplan Nr. 167, 1. Änderung, "Lüttinger Feld Südost" als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 167, 1. Änderung, "Lüttinger Feld Südost" ist aus 
dem Übersichtsplan ersichtlich. Er umfasst die eingeschlossenen Flurstücke Gemarkung 
Xanten, Flur 13, Flurstücke 30, 31, 255, 29 tlw., 122 tlw., 167 tlw., 166 tlw., 250 tlw., 252 tlw. 
und 345 tlw. sowie Gemarkung Wardt, Flur 35, Flurstücke 206, 207 tlw., 25 tlw. und 238 tlw. 
 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 3 des ErbStRG vom 24.12.2008 (BGBl. I S. 
3018ff), i. V. m. § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV. NW. 2023), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Förderung der politischen Partizipation in den Gemeinden vom 
30. Juni 2009 (GV. NRW.  S. 380  Nr. 18/2009, verkündet am 17.07.2009), ortsüblich bekannt 
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gemacht, dass der Bebauungsplan Nr. 167, 1. Änderung, "Lüttinger Feld Südost" beschlossen 
worden ist. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 167, 1. Änderung, "Lüttinger Feld Südost" mit Begründung kann im 
Fachbereich Planen und Bauen, Sachgebiet Stadtplanung, Rathaus, 3. OG Neubau, während 
der Öffnungszeiten (montags von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr, dienstags bis donnerstags von 08:00 
Uhr bis 16:00 Uhr, freitags von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr) eingesehen werden.  
 
Über den Inhalt des Bebauungsplans Nr. 167, 1. Änderung, "Lüttinger Feld Südost" und der 
Begründung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Gleichzeitig wird 
1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB, 
2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB, 
3. gemäß § 214 Abs. 4 BauGB und 
4. gemäß § 7 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) 
auf folgendes hingewiesen: 

 
1) Eine Entschädigung wegen des Bebauungsplans Nr. 167, 1. Änderung, "Lüttinger Feld 

Südost" kann der Entschädigungsberechtigte gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger 
Entschädigungsansprüche kann dadurch herbeigeführt werden, dass die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt wird. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt gemäß § 44 Abs. 4 BauGB, wenn nicht innerhalb 
von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den § 44 Abs. 3 Satz 1 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird.  

  
2) Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden 
 1. eine nach § 214 Abs. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften , 
 2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und 

 3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 

Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind, unbeachtlich. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, darzulegen. 

  
3) Der Bebauungsplan kann durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern 

auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
  
4) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NW kann gemäß § 7 

Abs. 6 GO NW gegen diesen Bebauungsplan nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 b) die Satzung des Bebauungsplanes ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  
  oder 



AMTSBLATT DER STADT XANTEN 

6 

 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

   
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 167, 1. Änderung, "Lüttinger Feld 
Südost" in Kraft. 

 
 
 
Xanten, 04.01.2010 
 
 
Strunk 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung 

 
 
der Offenlegung des Liegenschaftskatasters gemäß § 13 Abs. 5 des Gesetzes über die 
Landesvermessung und das Liegenschaftskataster (Vermessungs- und Katastergesetz - 
VermKatG NRW) vom 1. März 2005 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen 2005 S. 174). 
 
Die im Liegenschaftskataster registrierten Nutzungsarten und Bodenschätzungsangaben der 
Grundbesitzungen in der Stadt Xanten, Gemarkung Birten; der Fluren 8, 9 + 10 (Flurbereinigung 
"Bislicher Insel") wurden aufgrund örtlicher Feststellungen der Kreisverwaltung Wesel sowie 
rechtskräftiger Schätzungsergebnisse der Finanzverwaltung Moers teilweise geändert. 
Die Veränderungen werden den betroffenen Grundstückseigentümern und Erbbauberechtigten 
durch Offenlegung des Liegenschaftskatasters in den Diensträumen des Fachbereiches 
Vermessung und Kataster, Raum 442, Reeser Landstrasse 31 in Wesel, vom 15.1.2010 bis 
15.2.2010 bekannt gegeben. 
 
Der Fachbereich Vermessung und Kataster hat die folgenden Öffnungszeiten: 
 
- montags bis donnerstags:  08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 
                                                14:00 Uhr bis 16:00 Uhr.  
-    freitags                               08:30 Uhr bis 12:00 Uhr. 
 
 
Mit Ablauf der Offenlegungsfrist gilt der Inhalt des Liegenschaftskatasters als bekannt gegeben. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen die offengelegten Veränderungen kann innerhalb eines Monats nach Ende der 
Offenlegungsfrist Klage erhoben werden.  
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Wird die Klage schriftlich 
erhoben, ist die Frist nur gewahrt, wenn die Klage vor Ablauf der Frist beim Gericht 
eingegangen ist. 
 
Falls die Frist zur Klageerhebung durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmächtigen 
Person versäumt werden sollte, so würde deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
 
 
Wesel, den 09.12.2009 
 
Der Landrat 
 
Im Auftrag 
gez. Witte 
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Aufruf zur Meldung von Ehejubiläen 
 

 
Anlässlich von Ehejubiläen ab der Goldhochzeit (50 Jahre) gratuliert der Bürgermeister den 
Ehepaaren bei einem persönlichen Besuch. Das ist aber nur möglich, wenn der Stadtver-
waltung ein solches Ehejubiläum bekannt ist. 
 
Bei der Stadt Xanten sind nur Ehepaare verzeichnet, die im Standesamtsbezirk Xanten 
sowie in den früheren Standesamtsbezirken Marienbaum und Wardt geheiratet haben.  
Ehepaare aus dem Stadtbezirk Birten, die beim Standesamt Alpen ihre Ehe geschlossen 
haben und Paare, die von außerhalb nach Xanten zugezogen sind und im Jahre 2010 ein 
Ehejubiläum feiern, darf ich auf diesem Wege bitten, sich bei der Stadt Xanten - Fachbereich 
Service -, Tel. 02801/772 231, zu melden.  
 
Wer in der Familie, im Bekanntenkreis oder in der Nachbarschaft von einem Ehejubiläum 
erfährt und weiß, dass eine Gratulation durch den Bürgermeister erwünscht ist, wird 
ebenfalls gebeten, sich bei der Stadt zu melden. 
 
Xanten, 04. Januar 2010 
 
 
Christian Strunk 
Bürgermeister  

 
 
 
 

003 K 015/07 
 

 

AMTSGERICHT RHEINBERG  

BESCHLUSS  

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 01.04.2010  um 08:30 Uhr,  
im Saal 20, Amtsgericht Rheinberg, Rheinstraße 67, 47495 Rheinberg 

das im Grundbuch von Xanten Blatt 1648 eingetragene  
Wohnhaus mit Betriebsgebäuden 
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Grundbuchbezeichnung: 
Gemarkung Xanten, Flur 11, Flurstück 821, Gebäude- und Freifläche, Im Niederbruch 
10, groß: 1.639 qm 
Gemarkung Xanten, Flur 11, Flurstück 824, Gebäude- und Freifläche, Im Niederbruch 
10, groß: 1.412 qm 

 
versteigert werden. 
 
Laut Gutachten handelt es sich um ein eingeschossiges, unterkellertes Wohnhaus in 
Flachdachbauweise (Baujahr 1971, Wohn/Nutzfläche ca. 138 m²) mit Betriebsgebäuden :  
a) Flachdachbetriebsgebäude, nicht unterkellert, Baujahr 1971, Nutzfläche ca. 246 m²  
b) Mehrzweckhalle (verdichteter Schotterboden), 1975 errichtet als Reithalle, Nutzfläche  
ca. 330 m²  
c) Pferdestall und Schwimmhalle (Schwimmbecken mit Holzkonstruktion geschlossen), errichtet 
1978, Nutzfläche ca. 172 m². 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 13.02.2007 eingetragen worden.  
Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG auf 
a) Flur 11, Flurstück 821 auf : 406.000 EUR                                                                                        
b) Flur 11, Flurstück 824 auf :   89.000 EUR festgesetzt. 
Im Versteigerungstermin am 17.04.2008  ist der Zuschlag versagt worden, weil das abgegebene 
Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes der nach den Versteigerungsbedingung 
bestehenbleibenden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. Die 
Wertmindestgrenzen (5/10- und 7/10-Grenze) gelten daher nicht mehr. 

Ist ein Recht in dem Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein Recht später als der 
Versteigerungsvermerk eingetragen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im 
Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er muss das 
Recht glaubhaft machen, wenn der Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der 
Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des 
Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. 
Soweit die Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt oder 
erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich 
unberücksichtigt. 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung des 
Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, Zinsen und Kosten der Kündigung und der die 
Befriedigung aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfolgung, 
einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. Der Berechtigte kann die Erklärung 
auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle abgeben. 

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsgegenstandes oder des nach § 55 
ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies 
nicht, tritt für das Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 
 
Rheinberg, 29.12.2009      
 
Burike 
Rechtspflegerin 

 

 
Ausgefertigt 
 
(Schullenberg),  
Justizbeschäftigte  
als Urkundsbeamtin  
der Geschäftsstelle 


